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Der fünfundvierzigjährige Mitarbeiter des städtischen Bau- und Liegenschaftsamtes Carlo W. ist u.a. damit befasst, Aufträge für Reparaturen an und in städtischen Gebäuden zu vergeben. Hierzu gehört die Bedarfs- und Massenermittlung, die Ausschreibung von Leistungen und auch die z.T praktizierte freihändige Vergabe nach vorheriger Preisanfrage.
Er ist seit mehr als 15 Jahren bei der Stadtverwaltung

Die für diesen Bezirk zuständige Staatsanwaltschaft informiert den Bürgermeister (gem. MISTRA) darüber, dass sie gegen Carlo W. wegen des Verdachts ermittelt, Belohnungen und Geschenke in Bezug auf seine Tätigkeit entgegengenommen zu haben. Dieser Verdacht sei bei Ermittlungen in anderer Sache bei einigen Bau- und Installationsfirmen aufgetaucht.
Der Bürgermeister erkundigt sich daraufhin sofort bei dem Vorgesetzten von W. Dieser berichtet, dass ihm bisher so etwas nicht aufgefallen sei. Es sei übliche Praxis, dass Firmen, mit denen sein Amt zusammenarbeite bei Besprechungen das Mittagessen übernehmen, oder in der Adventszeit kleine oder auch größere Geschenke vorbeibringen. Manches mal hätte auch jemand einen Geldbetrag zur Ausrichtung der Weihnachtsfeier hinterlegt. Man habe sich dabei allerdings nichts gedacht, weil es dann ja allen zur Verfügung steht. Das Carlo W. sich irgendwelche persönliche Vorteile verschafft hätte sei ihm nicht bekannt.
Der Bürgermeister befragt daraufhin Carlo W. zu den Vorwürfen. 
Der bestätigt zunächst die Auskünfte seines Amtsleiters. Die Einladungen zum Essen bei Besprechungen seien wirklich üblich. Er habe auch manchmal aus terminlichen Gründen nicht daran teilgenommen. Zwei oder dreimal habe er dann auch von einer Firma einen Gutschein für ein Restaurant der gehobenen Gastronomie erhalten und sei dann mit seiner Familie Essen gegangen. 
Auf konkrete Fragen räumt er ein, dass er bei einer Elektrofirma, die auch Aufträge von der Stadt erhalten hat, eine Waschmaschine gekauft hat, die ihm dort wesentlich günstiger angeboten wurde, als bei der Konkurrenz. Die Lieferung und Installation sei dann auch noch kostenfrei gewesen. Dies habe er aber als Freundschaftsdienst betrachtet. 
Die neue Dacheindeckung seines betagten Eigenheims habe ein Dachdecker übernommen, mit dem er im Rahmen eines städtischen Auftrags zu tun gehabt habe. Man sei halt ins Gespräch gekommen und der Dachdecker habe ihm angeboten, die Neueindeckung ohne Rechnung abzuwickeln. So habe er lediglich für die Materialkosten Steuern zahlen müssen. 
Er habe sich auch das eine oder andere Mal an Heizöllieferungen für die städtischen Gebäude drangehängt, um ebenfalls die günstigen Lieferkonditionen für große Liefermengen zu erhalten. Er habe aber dadurch niemals der Stadt geschadet. Im Gegenteil. Er habe immer einen guten freundschaftlichen Kontakt zu den Firmen gehalten und dadurch seien die auch immer bereit gewesen auch mal eine Reparatur ohne lange Wartezeiten auszuführen und Gewährleistungsarbeiten unkompliziert und schnell zu erledigen.
Im Übrigen berichtet Carlo W., dass ihm die Staatsanwaltschaft mittlerweile signalisiert habe, dass auch sie nicht unbedingt strafbare Handlungen in seinem Verhalten sieht und ihm sei die Einstellung des Verfahrens gegen Zahlung einer Geldbuße angeboten worden.
Der  Bürgermeister zieht Sie als Personalsachbearbeiter zu Rate.
Was empfehlen Sie ihm ?
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Fristlose Kündigung bei Verdacht auf Bestechlichkeit 
 
Beim dringenden Verdacht auf Bestechlichkeit kann ein Arbeitnehmer fristlos gekündigt werden. Es müssen starke Verdachtsmomente vorliegen, die auf Fakten beruhen und das Vertrauensverhältnis zwischen Arbeitnehmer und -geber zerstören, heißt es beim Deutschen Anwaltverein (DAV). Er beruft sich dabei auf das Landesarbeitsgerichts Frankfurt. Der Arbeitgeber muss zudem alle zumutbaren Anstrengungen zur Aufklärung unternommen und dem Mitarbeiter die Möglichkeit zur Stellungnahme gegeben haben. 

In dem wurde ein städtischer Angestellter - tätig in einem Bereich, der auch Aufträge vergibt - im Zuge staatsanwaltlicher Ermittlungen beschuldigt, Schmiergelder angenommen zu haben. Nachdem die Stadt die Ermittlungsakten eingesehen und mit dem Arbeitnehmer gesprochen hatte, sprach sie die fristlose Kündigung aus. Der Arbeitnehmer gab später zu, Schmiergeld in geringer Höhe entgegengenommen zu haben. Das Strafverfahren wurde gegen Zahlung einer Geldauflage eingestellt, die Kündigung blieb jedoch wirksam. dpa 

Landesarbeitsgericht Frankfurt, Aktenzeichen: 3 Sa 287/05. 

Kündigung wegen Bestechlichkeit                    


Ein Arbeitgeber darf einem Mitarbeiter, der sich in dienstlichen Angelegenheiten hat bestechen lassen, fristlos kündigen, auch wenn er nach Tarifvertrag wegen langjähriger Beschäftigung nur aus wichtigem Grund entlassen werden darf. Unbedeutend ist hierbei, ob dem Arbeitgeber durch die Tat seines Beschäftigten ein Nachteil entstanden ist. Es besteht die Gefahr, dass der Arbeitnehmer nicht mehr allein die Interessen seiner Firma wahrnimmt. Dies reicht als Grund für eine fristlose Kündigung aus.

LAG Düsseldorf 24.08.01, 18 Sa 366/01
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